
Von Harff-Peter Schönherr

Wahlprogramme sind eine 
sonderbare Lektüre. Verspre-
chungen und Verklärungen ne-
ben echtem Gestaltungswillen, 
Wohltemperiertes und Weichge-
spültes neben echter Substanz. 
Und manchmal ist das Unge-
sagte ebenso sprechend wie das, 
was Zeile um Zeile füllt.

Auch beim Thema Tierschutz 
ist das so. Die gute Nachricht: 
Wer sortieren will, wie sich die 
Parteien positionieren, für die 
eine Regierungsbeteiligung 
nach der Bundestagswahl rea-
listisch ist, hat es leicht. Denn 
in dieser Frage gibt es zwei klar 
unterschiedliche Lager. Das 
eine: Rot-Grün, wobei das Rot 
dunkel ist und nicht zur SPD ge-
hört. Das andere: Schwarz-Gelb. 
Die Truppe von Olaf Scholz sor-
tiert sich tendenziell dort ein.

Doch zuvor noch rasch ein 
Ehrenplatz, schließlich tritt die 
Kleinpartei „Mensch Umwelt 
Tierschutz“ 2021 erstmals flä-
chendeckend an und ihr Wahl-
programm kennt keine Diplo-
matie: Es fordert die Schaffung 
eines Ministeriums für Tier-
schutz und Tierrechte und ein 
Ende der Massentierhaltung. Es 
fordert ein Verbot der Jagd und 
des Exports und Imports leben-
der Tiere aus wirtschaftlichen 
Zwecken. Es fordert das Recht 
aller Tierrettungsfahrzeuge 
auf Blaulicht und Martinshorn 
und das Recht auf mindestens 
ein veganes Gericht in Restau-
rants und Kantinen und Men-
sen. Das Maximalmodell also. 
Für ein Mandat wird es trotz-
dem nicht reichen. Oder ge-
rade drum.

Also muss der Blick zu den 
fünf Aussichtsreichen gehen: 
SPD, CDU/CSU, Grüne, Linke 
und FDP. Wie wollen sie, 20 Jahre 
nachdem es der Tierschutz ins 
Grundgesetz geschafft hat, die-
ses Staatsziel verwirklichen? 
Insgesamt gilt: Die Linken zei-
gen viel Veränderungsmut und 
Expertise, dicht gefolgt von den 
Grünen, vom Verbandsklage-

recht für Tierschutzorganisati-
onen bis zur wirkungsvolleren 
Sanktionierung von Tierschutz-
vergehen. Beiden geht es um 
eine umfassende Reform der 
Tierhaltung. Bei beiden zählt zu-
dem das Tier selbst, als Mitge-
schöpf –  für CDU/CSU und FDP 
ist es in erster Linie ein Wirt-
schaftsgut, das im Sachenrecht 
abgehandelt wird.

Thema Wildtiere im Zirkus: 
Linke und Grüne sind dage-
gen. SPD, CDU/CSU und FDP 
schweigen. Thema Onlinehan-
del mit Heimtieren: Grüne und 
Linke wollen eine strenge Re-
gulierung. SPD, CDU/CSU und 
FDP schweigen. Thema Zucht 
und Haltung von Heimtieren: 
Grüne und Linke wollen bes-
sere Standards. SPD, CDU/CSU 
und FDP schweigen. Thema 
Pelztiere: Die Grünen wollen 
ein Verbot der Haltung und der 

Vermarktung von Pelzen. Die 
Linke regt zumindest ein Ende 
des Handels an. SPD, CDU/CSU 
und FDP schweigen. Thema Tier-
versuche: Grüne, Linke und im-
merhin auch die SPD wollen 
Ausstiegsstrategien. Schwei-
gen herrscht in dieser Frage bei 
CDU/CSU und FDP.

„Linke und Grüne gehen das 
offensiv an, sehr konkret“, lobt 
Lasse van Aken, Kampagnen-
sprecher „Nachhaltige Landwirt-
schaft“ bei Greenpeace Ham-
burg. „CDU/CSU und FDP blei-
ben dagegen oft vage. Da ist 
dann viel von Mittelfristigkeit 
die Rede, von der EU. Das ist al-
les ziemlich fluffy.“

Mehr noch: Während Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grü-
nen ins Neuland aufbrechen 
wollen, ist die CDU/CSU stolz 

auf den von Skandalen und 
Missständen geprägten Ist-Zu-
stand: „Unsere Tierhaltung“, be-
hauptet ihr Wahlprogramm, ge-
höre, auch im Hinblick auf die 
Tierwohlstandards, „zu den bes-
ten der Welt“. 

Van Aken sieht das anders: 
„Der Status quo ist der Killer“, 
sagt er. „Wirtschaftlich und öko-
logisch.“ Apropos Killer: Man-
chem Tier will die CDU/CSU 
nicht mehr Wohl bringen, son-
dern den Tod: Wie die FDP plä-
diert sie dafür, den Schutzstatus 
des Wolfs aufzuweichen, was Ab-
schüsse erleichtert.

Es zeige sich „eine Zweitei-
lung beim Tierschutz“, bestätigt 
Peter Höffken, Fachleitung Kam-
pagnenteam, Peta Deutschland, 
Stuttgart. „Während Union, SPD 
und FDP bei der Nutzung von 
Tieren im Wesentlichen auf ein 
‚Weiter so‘ mit allenfalls gering-
fügigen Verbesserungen setzen, 
wären mit den Grünen und Die 
Linke deutliche Fortschritte 
beim Tierschutz zu erwarten.“

Eine gänzliche Abkehr von 
Produkten tierischer Herkunft 
werde „leider von keiner der eta-
blierten Parteien gefordert“, sagt 
Höffken. Der aus ethischen und 
Umweltschutzgründen drin-
gend erforderliche Paradigmen-
wechsel „bezüglich der Ausbeu-
tung von fühlenden Lebewesen, 
die einer anderen Art als dem 
Mensch angehören“, sei „noch 
nicht angekommen“.

Bei den Grünen und Linken 
gehe man in Sachen Tierschutz 
„am stärksten voran“, konsta-
tiert auch Rüdiger Jürgensen, 
Geschäftsführer der Hambur-
ger Tierrechtsorganisation „Vier 
Pfoten Deutschland“. „Dazu ge-
hören sehr wichtige Vorstöße 
wie eine deutliche Reduktion 
der Tierbestände und eine kli-
magerechte Tierhaltung. Auch 
Hochleistungszucht sowie Kä-
fig- und Anbindehaltung sollen 
der Vergangenheit angehören.“ 
Die Wahlprogramme von SPD, 
FDP und CDU/CSU „beschäfti-
gen sich nicht so detailliert mit 
dem Thema Tierschutz“, bilan-

ziert er. Dass die Union Deutsch-
lands landwirtschaftliche Tier-
haltung zu den besten der Welt 
zählt, empört ihn: „Das sehen 
Millionen von leidenden Tie-
ren sicherlich anders.“

Und sie leiden nicht nur in 
der Landwirtschaft. Seit dem 
Streicheltierbedarf der Corona-
Lockdowns besonders in der Kri-
tik: der illegale Welpenhandel, 
oft halbanonym über das In-
ternet. Aber Greenpeace-Kam-
pagnensprecher van Aken re-
lativiert: „Das ist schlimm, klar. 
Aber da geht es, etwa im Ver-
gleich zu unseren 25 Millio-
nen Schweinen, um kleine Zah-
len, wie auch bei den Wildtie-
ren im Zirkus.“ Van Aken hofft 
auf einen großen Strukturwan-
del: „Wenn wir die Zahl der Tiere 
an die zur Verfügung stehende 
Fläche koppeln, etwa pro Hektar 
nur noch 1,5 Großvieheinheiten 
zulassen, wie die Linke es for-
dert, würden sich die Bestände 
drastisch reduzieren, und genau 
das brauchen wir.“

Aber derart konkrete Zahlen 
enthalten die Wahlprogramme 
selten. Wenn bei der Union Sätze 
stehen wie „Wir verbessern kon-
tinuierlich den Tierschutz“, hört 
sich das nicht so an, als ob bald 
viel passiert. Auch ihr Ziel, lieber 
Fleisch zu transportieren statt 
lebender Tiere, klingt vage. Klar, 
die FDP will ein „transparentes 
und verpflichtendes Tierwohlla-
bel“, aber eben „in der gesamten 
Europäischen Union“. Das kann 
dauern.

„Von den großen Parteien 
wird das Thema Tierschutz nur 
mit Floskeln in den Parteipro-
grammen berücksichtigt“, sagt 
Jan Peifer, 1. Vorsitzender des 
Deutschen Tierschutzbüros, Ber-
lin. „Es sind wohlklingende For-
mulierungen nach schonendem 
und respektvollem Umgang mit 
dem Tier. Wie dies aber konkret 
erfolgen soll, wird nicht be-
schrieben.“ Das sei seit Jahren 
ein Problem und „ein Grund, wa-
rum wir den Menschen empfeh-
len, selbst aktiv zu werden und 
sich vegan zu ernähren“.
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Wenn Deutschlands Nutz- und Heimtiere wählen dürften, würde Rot-Grün siegen. Aber 
nicht wegen des Rots der Sozialdemokratie: fünf Wahlprogramme im Tierschutz-Check

Staatsziel ohne Schutz

Tierärzte im Dauereinsatz
Viele Menschen haben sich in der Corona-
krise ein Haustier angeschafft. Das führt nun 
zur Überlastung von Tierärzten im Norden. 
„Es haben sich unglaublich viele Menschen 
ein Haustier zugelegt in der Coronapande-
mie“, sagte die Präsidentin der Tierärzte-
kammer Schleswig-Holstein in Heide, Evelin 
Stampa. Mancherorts gebe es in Praxen 
bereits einen Aufnahmestopp. Tierbesitzer 
müssten oft länger auf Termine warten. Die 
Sprecherin der Tierärztekammer Hamburg, 
Christina Bertram, berichtete, in der Hanse-
stadt seien die Tiermediziner am Limit. „Wir 
haben in der Coronakrise ungefähr doppelt 
so viel gearbeitet.“ Die Pandemie habe den 
Praxisalltag verändert. Mittlerweile gebe es 
in der Regel Terminsprechstunden. Der Auf-
wand etwa bei der Desinfektion sei deutlich 
höher. „Auch das kostet Zeit.“ Nach Angaben 
der Kammern hat die Coronakrise ein Prob-
lem verschärft, dass es schon vorher gab: In 
beiden Ländern fehle der Nachwuchs. Zwar 
könnten Sprechzeiten theoretisch ausgewei-
tet werden – die dafür benötigten zusätzli-
chen Ve te ri nä r*in nen gebe es aber nicht. Als 
Gründe nennt Bertram, dass die Bezahlung 
nicht üppig und die Wertschätzung von 
Seiten der Tierbesitzer oft gering sei. Auch 
nehme die Dokumentation der Behandlung 
immer mehr Zeit in Anspruch. Laut Stampa 
gibt es in Schleswig-Holstein für Hunde und 
Katzen rund 450 Praxen, rund 130 sind es in 
Hamburg. (dpa)
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„Unsere Tierhaltung 
gehört zu den besten 
der Welt“
CDU-Wahlprogramm  
„Gemeinsam für ein  
modernes Deutschland“, S. 50f

Tierschutz  
steht im  
Grundgesetz, 
spielt aber in 
Wahlpro-
grammen oft 
keine Rolle  
Foto: Marcel 
Mettelsiefen/
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